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weitere entsprechende Maßnahmen für angebracht er­
achtet.

Teil П. Schutzmaßnahmen

A r t i k e l  4

Die in Artikel 2 genannten Tätigkeiten sind in der Weise 
zu gestalten und auszuführen, daß der in diesem Teil des 
Übereinkommens vorgesehene Schutz gewährleistet ist.

A r t i k e l  5

Alle Anstrengungen sind zu unternehmen, um die Einwir­
kung ionisierender Strahlen, der die Arbeitnehmer ausgesetzt 
werden, auf das erreichbare Mindestmaß zu beschränken; jede 
unnötige Einwirkung ist von allen Beteiligten zu vermeiden.

A r t i k e l  6

1. Die höchstzulässigen Dosen ionisierender Strahlen, die 
von Quellen außerhalb oder innerhalb des Körpers ausgehen, 
sowie die höchstzulässigen Mengen von radioaktiven Stoffen, 
die in den Körper gelangen können, sind nach den Bestim­
mungen des Teils I dieses Übereinkommens für die verschie­
denen Kategorien von Arbeitnehmern festzusetzen.

2. Diese höchstzulässigen Dosen und Mengen sind nach dem 
Stand der neuesten Erkenntnisse laufend zu überprüfen.

A r t i k e l  7

1. Für Arbeitnehmer, die direkt bei Strahlenarbeiten be­
schäftigt sind, sind gemäß Artikel 6 geeignete Werte festzu­
setzen, und zwar

a) einerseits für Arbeitnehmer im Alter von achtzehn Jah­
ren und darüber;

b) andererseits für Arbeitnehmer unter achtzehn Jahren.

2. Arbeitnehmer unter sechzehn Jahren dürfen nicht bei 
Arbeiten beschäftigt werden, die mit der Verwendung ionisie­
render Strahlen verbunden sind.

A r t i k e l  8

Für Arbeitnehmer, die nicht direkt bei Strahlenarbeiten be­
schäftigt sind, aber an Orten sich aufhalten oder Vorbeigehen, 
wo sie der Einwirkung ionisierender Strahlen oder radio­
aktiver Stoffe ausgesetzt werden können, sind gemäß Artikel 6 
geeignete Werte festzusetzen.

A r t i k e l  9

1. Um auf das Bestehen einer Gefährdung durch ionisie­
rende Strahlen hinzuweisen, sind geeignete Warnzeichen zu 
verwenden. Den Arbeitnehmern sind alle in diesem Zusam­
menhang notwendigen Aufklärungen zu geben.

2. Alle direkt bei Strahlenarbeiten beschäftigten Arbeit­
nehmer sind vor und während der Ausübung einer solchen 
Beschäftigung über die zum Schutz ihrer Gesundheit und für 
ihre Sicherheit zu treffenden Vorsichtsmaßnahmen und über 
deren Gründe angemessen zu unterrichten.

A r t i k e l  10

Die Gesetzgebung hat vorzuschreiben, daß Arbeiten, bei 
denen Arbeitnehmer bei ihrer Arbeit ionisierenden Strahlen 
ausgesetzt werden, in der von ihr bestimmten Weise angezeigt 
werden.

A r t i k e l  11

Zur Messung der Einwirkung ionisierender Strahlen und 
radioaktiver Stoffe, der die Arbeitnehmer ausgesetzt werden, 
ist eine geeignete Überwachung der Arbeitnehmer und der 
Arbeitsstätten durchzuführen, um festzustellen, daß die fest­
gesetzten Werte eingehalten werden.

A r t i k e l  12

Alle direkt bei Strahlenarbeiten beschäftigten Arbeitneh­
mer haben sich vor oder kurz nach der Aufnahme solcher 
Arbeiten einer geeigneten ärztlichen Untersuchung und in 
der Folge in angemessenen Zeitabständen weiteren ärztlichen 
Untersuchungen zu unterziehen.

A r t i k e l  13

Nach einer der in Artikel 1 dieses Übereinkommens vorge­
sehenen Durchführungsmethoden sind die Umstände zu be­
stimmen, unter denen auf Grund der Natur oder des Grades 
der Strahleneinwirkung unverzüglich .folgende Maßnahmen 
zu veranlassen sind:

a) der Arbeitnehmer hat sich einer geeigneten ärztlichen 
Untersuchung zu unterziehen;

b) der Arbeitgeber hat der zuständigen Stelle gemäß deren 
Richtlinien Anzeige zu machen;

c) in Strahlenschutzfragen sachkundige Personen haben die 
Bedingungen zu untersuchen, unter denen der Arbeit­
nehmer seine Arbeit verrichtet;

d) der Arbeitgeber hat auf Grund des technischen Befundes 
und der ärztlichen Ratschläge alle erforderlichen Ab­
hilfemaßnahmen zu treffen.

A r t i k e l  14

Kein Arbeitnehmer darf entgegen einem von berufener 
Seite abgegebenen ärztlichen Gutachten mit einer Arbeit be­
schäftigt oder weiterbeschäftigt werden, bei der er ionisieren­
den Strahlen ausgesetzt werden könnte.

A r t i k e l  15

Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen ratifiziert, ver­
pflichtet sich, geeignete Aufsichtsdienste mit der Überwachung 
der Anwendung seiner Bestimmungen zu betrauen oder sich 
zu vergewissern, daß eine angemessene Aufsicht gewährleistet 
ist.

Teil III. Schlußbestimrmmgen

A r t i k e l  16

Die förmlichen Ratifikationen dieses Übereinkommens sind 
dem Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes zur 
Eintragung mitzuteilen.

A r t i k e l  17

1. Dieses Übereinkommen bindet nur diejenigen Mitglieder 
der Internationalen Arbeitsorganisation, deren Ratifikation 
durch den Generaldirektor eingetragen ist.

2. Es tritt in Kraft zwölf Monate nachdem die Ratifikatio­
nen zweier Mitglieder durch den Generaldirektor eingetragen 
worden sind.

3. In der Folge tritt dieses Übereinkommen für jedes Mit­
glied zwölf Monate nach der Eintragung seiner Ratifikation 
in Kraft.


